Pressedienst Travail.Suisse – Nr. 18 – 12. Dezember 2005 – Kinderbetreuung

_______________________________________________________________________________


Anstossfinanzierung für Krippenplätze und Mittagstische
Bundesrat will knausern

Der Bundesrat beantragt dem Parlament für die zweite Hälfte des Impulsprogramms für familienergänzende Kinderbetreuung einen Kredit, dessen Höhe nicht einmal einen Drittel des ersten ausmacht. Für Travail.Suisse ist klar: Diese Sparübung ist ein äusserst negatives Signal für die Familien, die Frauen, aber auch die Wirtschaft und die Gesellschaft.

Für die Jahre 2003 bis 2007 hat das Parlament einen Kredit von 200 Millionen Franken für die Anstossfinanzierung von familienergänzenden Kinderbetreuungsangeboten gesprochen. Gemäss Schätzungen werden davon bis zum Ablauf dieser Zeitperiode 107 Millionen Franken ausgeschöpft sein. Letzten Monat sind zwei umfangreiche Evaluationsberichte zum Vollzug und zur Wirkung dieses Impulsprogramms veröffentlicht worden. Der Bundesrat zieht daraus ein wenig fundiertes Fazit: Die Nachfrage sei unter den Erwartungen geblieben, und in Anbetracht der Lage der Bundesfinanzen beantrage er dem Parlament für die zweite Hälfte des Programms einen Kredit von gerade mal 60 Millionen Franken. Für Travail.Suisse ist diese Sparmassnahme nicht nur verfehlt, sondern entpuppt sich bei genauerem Hinsehen gar als Bumerang.
Wieso familienexterne Kinderbetreuungsangebote?

Unsere Gesellschaft befindet sich sowohl in Bezug auf Familienformen und Rollenverständnis als auch in Bezug auf die Arbeitswelt in einem starken Wandel. Immer mehr Frauen sind gut ausgebildet und wollen ihre Erwerbstätigkeit nicht vollständig zugunsten einer Familie aufgeben. Viele Familien sind auch aus finanziellen Gründen auf eine Erwerbstätigkeit beider Elternteile angewiesen. Die Arbeitswelt verlangt von den Arbeitnehmenden Flexibilität und Mobilität. Aufgrund fehlender Blockzeiten und Mittagstische an den Schulen gibt es heute zum Beispiel einen erschreckend hohen Anteil an unbetreuten Schulkindern. Ein gut ausgebautes, professionell geführtes und flexibel gestaltetes Betreuungsangebot für Vorschul- und Schulkinder ist also unerlässlich. 
Nutzen für die Gesellschaft?

Von familienexternen Kinderbetreuungsmöglichkeiten, die finanziell tragbar, flexibel ausgestaltet und professionell geführt sind, profitieren alle: 
· Die Familie im allgemeinen und die Frauen im besonderen, profitieren, weil Erwerbstätigkeit und Familie sich nicht mehr gegenseitig ausschliessen müssen, sondern vereinbar sind. Erschwingliche Betreuungsangebote tragen zudem zur Verringerung des hohen Armutsrisikos von Familien mit Kindern und damit zu deren sozialen und wirtschaftlichen Integration bei.
· Kinder aus den heute vorherrschenden Kleinfamilien können in den Krippen und Horten ihre sozialen Kompetenzen erweitern. Für ausländische Kinder wirkt sich eine frühe Integration in vielfacher Hinsicht positiv aus. Schulkinder sind über Mittag oder nach der Schule nicht sich selbst überlassen.
· Die Wirtschaft profitiert vom Know-how der Frauen, welche auch nach der Geburt eines Kindes im Arbeitsmarkt verbleiben.
· Der Staat profitiert über die erhöhte Erwerbsquote von mehr Steuereinnahmen und Einsparungen bei den Sozialleistungen. 
Weiterhin dringender Handlungsbedarf!

Gemäss Schätzung einer Nationalfondsstudie gibt es heute 30'000 Betreuungsplätze im Vorschulbereich. 50'000 weitere Plätze wären jedoch nötig, um die Nachfrage zu decken. Darin nicht eingerechnet sind all die schulergänzenden Betreuungsangebote, wo ein flächendeckendes Angebot noch in weiter Ferne liegt. Gemäss Evaluation des Impulsprogramms konnte das Angebot innert anderthalb Jahren um 3 Prozent gesteigert werden. Angesichts des riesigen Nachfrageüberhangs ist dies wenig. Die entscheidende Frage ist: Wieso wurde trotz massivem Mehrbedarf an Betreuungsplätzen der Kredit nicht ausgeschöpft? 
Der Bundesrat begnügt sich mit der lapidaren Feststellung, dass die ungenügende Nachfrage nach Bundeshilfen und die Lage der Bundesfinanzen lediglich noch einen Kredit von 60 Millionen Franken rechtfertigen; dieser Betrag macht nur gerade gut die Hälfte der Ausschöpfungsquote des ersten Kredits aus. 
Die rein finanzpolitisch motivierte Lösung des Bundesrates ist verheerend und setzt ein denkbar schlechtes Signal für die Familien. Für einen solchen Entscheid sind zudem die zwei äusserst umfangreichen und wohl entsprechend zeit- und kostenaufwändigen Evaluationsberichte völlig überflüssig und eine reine Alibiübung. 
Travail.Suisse fordert den Bundesrat zu innovativem Denken und Handeln auf: Wie kann das Angebot an Kinderbetreuungsangeboten in der zweiten Hälfte des Impulsprogramms massiv gesteigert und damit dem effektiven Bedarf angenähert werden?  Welche konkreten Massnahmen müssen ergriffen werden? Ein ernst gemeintes und wirksames Engagement ist mit 15 Millionen Franken pro Jahr auf keinen Fall zu leisten. 
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